
beziehung der gesellschaftlichen Kräfte zur allseitigen 
sachkundigen Aufklärung der Straftaten. Das gilt so-, 
wohl für das Ermittlungsverfahren als auch für die 
gerichtliche Hauptverhandlung.
Welche Bedeutung die Beachtung dieser Forderung für 
die Verwirklichung des Inhalts der Aufgabenstellung 
des Rechtspflegeerlasses hat. soll am Beispiel der Er
klärungen von Vertretern der Kollektive der Werk
tätigen deutlich gemacht werden. In der Praxis ist noch 
nicht überall jene Arbeitsweise überwunden, die sich 
zur Aufklärung der Person des Rechtsbrechers mit 
einer schriftlichen Beurteilung begnügt. Diese Arbeits
weise widerspricht in doppelter Hinsicht den Forderun
gen des Rechtspflegeerlasses. Sie gewährleistet weder 
eine wirklich objektive und allseitige Aufklärung der 
Persönlichkeit des Rechtsbrechers und der Ursachen 
und Bedingungen seines Handelns, noch sichert sie die 
unmittelbare aktive Mitwirkung der Werktätigen.
Der Rechtspflegeerlaß verpflichtet das Gericht, zur um
fassenden Aufklärung der Tat, ihrer Ursachen und der 
sie begünstigenden Bedingungen sowie der Persönlich
keit des Angeklagten aus dessen Arbeits- oder Lebens
bereich Vertreter von sozialistischen Brigaden. Haus
gemeinschaften oder anderen Kollektiven der Werk
tätigen zur Teilnahme an der Hauptverhandlung zu 
laden1-. Diese Vertreter der Kollektive haben ins
besondere die auf Tatsachen gestützte Auffassung des 
Kollektivs über die Persönlichkeit des Angeklagten, 
seine Entwicklung und seinen Bewußtseinsstand sowie 
über die Ursachen und begünstigenden Bedingungen 
seines Verhaltens darzulegen. Insoweit sind diese Er
klärungen Beweismittel. Für ihre Abgabe gelten 
die Bestimmungen über die Vernehmung von Zeugen, 
wobei der Vertreter des Kollektivs jedoch — im Gegen
satz zum Zeugen — das Recht der ununterbrochenen 
Anwesenheit in der gerichtlichen Hauptverhandlung 
hat.
Der Rechtspflegeerlaß bestimmt weiter, daß die Ver
treter der Kollektive der Werktätigen bereits im Er
mittlungsverfahren zu hören sind. Deshalb sollten die 
Untersuchungsorgane das Kollektiv, in dem der Be
schuldigte arbeitet oder lebt, veranlassen, eine Beratung 
über dessen persönliche Entwicklung und die Ursachen 
und begünstigenden Bedingungen seines Handelns 
durchzuführen, wobei sie darauf hinwirken müssen, daß 
kein einseitiges Werturteil, sondern eine wirklich auf 
Tatsachen gestützte Auffassung entsteht. Über diese 
Auffassung sollte bereits im Ermittlungsverfahren ein 
vom Kollektiv selbst zu bestimmender Vertreter als 
Zeuge vernommen werden, der dann auch zur Haupt
verhandlung zu laden ist. So kann bereits im Ermitt
lungsverfahren die aktive Mitwirkung der Werktätigen 
gewährleistet werden, und zugleich wird gesichert, daß 
sich schon die Anklage auf exakte Beweismittel hin
sichtlich der Persönlichkeit des Beschuldigten stützt.

Die Gesetzlichkeit der Aufklärungs- und 
Untersuchungstätigkeit
Ein weiterer Grundsatz der Aufklärungs- und Unter
suchungstätigkeit, der zur Gewährleistung ihrer Objek
tivität und Überzeugungskraft zwingt, besteht darin, 
daß alle zur Urteilsfindung zu verwendenden Tatsachen 
grundsätzlich durch die gesetzlich zulässigen Beweis
mittel in der gesetzlich vorgeschriebenen Form zu be
weisen sind.
Diese Forderung bildet eine wichtige Garantie für die 
richtige Anwendung des sozialistischen Strafrechts. Sie 
geht von der Erkenntnis aus, daß die Beweismittel not
wendige Zwischenglieder zwischen der zur Zeit der 
Untersuchung und Aufklärung der Vergangenheit an
gehörenden Straftat und der Entscheidung über diese-
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durch die Organe der Strafrechtspflege sind. Fest
stellungen der Organe der Strafrechtspflege über die 
Straftat, die Art und Weise ihrer Begehung, die Per
sönlichkeit des Rechtsbrechers und die Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen seines Handelns, die sich 
nicht auf ein Beweismittel stützen, können — so wichtig 
sie im Prozeß der Wahrheitserforschung als Versionen 
für eine zielgerichtete Aufklärungsarbeit sind — grund
sätzlich nicht als Grundlage der Urteilsfindung ver
wandt werden.
In diesem Zusammenhang ergibt sich die Frage, welche 
Beweismittel im Strafprozeß der DDR gesetzlich zu
lässig sind. In der geltenden StPO gibt es keine syste
matische Zusammenfassung der Beweismittel und — 
mit Ausnahme der Zeugenaussage und des Sachver
ständigengutachtens — keine ausführliche Regelung. 
Auf der Grundlage des Rechtspflegeerlasses und der 
StPO sind folgende unmittelbaren Beweismittel zu
lässig:
a) Zeugenaussagen, ■
b) Aussagen sachverständiger Zeugen,
c) Sachverständigengutachten,
d) Erklärungen von Vertretern von Kollektiven der 
Werktätigen,
e) Erklärungen von Beschuldigten und Angeklagten, 
einschließlich des Geständnisses, >
f) Beweisgegenstände,
g) schriftliche Beweise,
h) Besichtigungen durch die Organe der Strafrechts
pflege (Augenscheineinnahme).
Die Orientierung der Aufklärungs- und Untersuchungs
tätigkeit, in erster Linie unmittelbare Beweismittel als 
Grundlage der Urteilsfindung zu verwenden, schließt 
nicht aus, daß sich in der Praxis die Organe der Straf
rechtspflege auf mittelbare Beweismittel stützen 
müssen. Davon gehen §§ 207 ff. StPO aus, wo ausdrück
lich für besjjrpmte, in den einzelnen Normen genannte 
Ausnahmefälle im Interesse der Erforschung der objek
tiven Wahrheit die Verwendung mittelbarer Beweis
mittel gestattet ist.
Ein besonderes Problem im Zusammenhang mit dem 
Grundsatz der Gesetzlichkeit der Aufklärungs- und 
Untersuchungstätigkeit bildet die Frage nach der Be
deutung des Geständnisses. Wir haben in der Praxis, 
insbesondere bei der sog. kleinen Kriminalität, die Er
scheinung, daß das Ermittlungsergebnis in einer Reihe 
von Fällen lediglich auf die Vernehmung des Anzeige
erstatters, auf das Geständnis des Beschuldigten und 
auf eine schriftliche Beurteilung der Persönlich
keit des Beschuldigten gestützt wird. Das bedeutet, daß 
zur Zeit des Abschlusses des Ermittlungsverfahrens 
praktisch das Geständnis des Beschuldigten als einziges 
Beweismittel vorliegt, denn weder die Aussage des 
Anzeigeerstatters noch die schriftliche Beurteilung sind 
unmittelbare Beweismittel in dem genannten Sinne.
Es bedarf m. E. der Überprüfung, inwieweit eine solche 
Praxis den Anforderungen . des Rechtspflegeerlasses 
gerecht wird. Sicher kann nicht gefordert werden, daß 
die Ermittlungen bei den geringfügigen Straftaten bis 
ins Uferlose geführt werden. Andererseits besteht aber 
auch hier die Notwendigkeit, das Tatgeschehen, seine 
Ursachen und Bedingungen und die Persönlichkeit des 
Beschuldigten bzw. Angeklagten gründlich zu unter
suchen, denn nur so kann gewährleistet werden, daß die 
Konflikt- oder Schiedskommissionen, denen solche 
Strafsachen in der Regel übergeben werden, eine ge
sellschaftlich wirksame Beratung und Entscheidung 
durchführen.
Es muß Klarheit darüber bestehen,- daß jegliche Über
betonung der Rolle des Geständnisses die Forderung 
nach Allseitigkeit der Wahrheitserforschung mißachtet. 
Insbesondere W y s c hin s k i vertrat die Auffassung,


